
„Demokratie ist kein Geschenk“
SERIE GießenerPolitikwissenschaftlerBreitmeierfordertmehrEngagementderBürger
Von Verena Napiontek

GIESSENWie funktioniert
unsereDemokratie?Wosind
Schwächen?DieseFragenbe-
antwortet derGießenerPoli-
tikwissenschaftler Professor
HelmutBreitmeier. Breitmeier
beklagtdabei, dassbeimBür-
germitunterdieAnstrengung
fehlt, politischeZusammen-
hängeverstehenzuwollen.

Funktioniert unsere Demo-
kratie noch? Immer mehr Men-
schen sind ja der Ansicht, dass
sie nicht gehört werden.
Helmut Breitmeier: Die re-
präsentative Demokratie be-
ruht auf Verfahren wie re-
gelmäßigen Wahlen, so dass
die Teilnahme des Volkes
durchaus gewahrt ist. Auch
Formen der direkten Demo-
kratie sind inden letzten Jah-
ren ausgebaut worden, auch
wennwir da – wie ich finde –
zur Zeit noch nicht alle Po-
tenziale nutzen.
Aber es gibt trotzdem be-

denkliche Entwicklungen
wie etwa manche Verkrus-
tungen im politischen Sys-
tem. Das spürt der Bürger. Er
kann sich nicht immer so
einbringen, wie er es gerne
möchte. Die andere Seite der
Medaille ist, dass der Bürger
die ihm angebotenen In-
strumente auch wahrneh-
men muss. Es muss so etwas
wie eine demokratische Kul-
tur der Beteiligung geben. Es
wäre wünschenswert, dass
mehr Bürger zur Übernahme
von politischer Verantwor-
tung bereit wären. Ein Bei-
spiel dafür ist die Bereit-
schaft, bei Kommunalwah-
len auf Listen anzutreten.

Warum geschieht das nicht?
Breitmeier: Es hat sich ei-

ne Kultur der Passivität ent-
wickelt. Man hat sich in dem
bequemen demokratischen
Nest eingerichtet. Der Bür-
ger vergegenwärtigt sich da-
bei leider nicht, dass er sich
auch beteiligen muss. De-
mokratie ist kein Geschenk.
Dafür muss man sich enga-
gieren und einbringen.

Sind Sie demnach auch für
mehr Volksentscheide?
Breitmeier: Ich bin dafür,

dass man mehr Formen der
direkten Demokratie entwi-
ckelt. Ich halte dafür die
kommunale Ebene und auch
die Landesebene für beson-
ders geeignet. Speziell auf

kommunaler Ebene entwi-
ckelt sich dabei auch die
Möglichkeit, dass Bürger sich
wieder stärker einbringen
und Politik direkt beeinflus-
sen können. Ich sehe aber
auch auf Bundesebene
durchaus den Bedarf an der
Ausweitung von Formen di-
rekter Demokratie.

Ein Argument gegen Volks-
entscheide ist, dass man unter
Umständen Entscheidungen er-
möglicht, die sogar der Verfas-
sung widersprechen wie zum
Beispiel die Einführung der To-
desstrafe.
Breitmeier: Da würde ich
aber entgegenhalten, dass
man das in einem neuen
Grundgesetzartikel und ei-
nemzusätzlichenGesetz klar
regeln könnte. Der Gegen-
stand von Entscheidungen
direkter Demokratie sollte
dementsprechend niemals
grundlegenden Prinzipien
einer auf Freiheit und
Menschrechten basierenden
Verfassung widersprechen.
Im Grundgesetz hat man da-
für auch schon in Artikel 79
eine Sicherung eingebaut:
Diese sieht vor, dass eine Än-
derung der in den Artikeln 1
bis 20 enthaltenen Grund-
rechte unzulässig ist.

Nur jeder zweite Ostdeut-
sche ist einer neuen Umfrage
zufolge mit der Demokratie zu-
frieden. Wie erklären Sie sich
das?
Breitmeier: Einerseits ist
dies auf dasnicht so lange zu-
rückliegende Erbe der DDR
zurückzuführen. Der Über-
gang von der alten autoritä-
ren Ordnung hat gezeigt,
dass in einzelnen Bereichen
autoritäre und demokratie-
feindliche Einstellungen
vorhanden sind. Dazu ka-

men neue Probleme wie die
Arbeitslosigkeit und die Glo-
balisierung, diemit derDDR-
Geschichte wenig zusam-
menhängen.
Der Übergang zur demo-
kratischen Gesellschaft ist
auch inOstdeutschland trotz
manch neuer Probleme –wie
zum Beispiel dem Rechts-
extremismus – letztlich doch
gelungen. Aber auch im
Westen hat die Form des
Nichtwählertums über Jahre
zugenommen und auch hier
gibt es Enttäuschungen über
die Leistungsfähigkeit der
Demokratie.

Muss man Demokratie dem-
zufolge auch lernen?
Breitmeier: Ja. Das funkti-
oniert aber nicht von heute
auf morgen. Das ist ein lan-
ger Prozess, der sogar gene-
rationenübergreifend ist. Es
dauert eine oder zwei Gene-
rationen, bis ein Land auch
in der Breite der Zivilgesell-
schaft in der Demokratie an-
gekommen ist und bis
grundlegende demokrati-
sche Tugenden verwirklicht
sind – dazu zählen Anerken-
nung von Freiheit und Men-
schenrechten und auch eine
Kultur, das Wahlrecht wahr-
zunehmen und sich auch
selbst für demokratische
Ämter zu engagieren.

ErfordertDemokratie soauch
eineHaltungvonAkzeptanzund
Toleranz? Vielen fällt es nicht
leicht, Entscheidungen etwa für
den Brexit, Donald Trump oder
die AfD zu goutieren.
Breitmeier: Ein Wahler-

gebnis muss man – sofern es
sich nicht gegen die Demo-
kratie selbst richtet – aner-
kennen, weil es eine Ent-
scheidung für eine begrenzte
Zeit ist. Es ist änderbar. Nach
Ablauf der Wahlperiode ha-
be ich als Bürger wieder die
Möglichkeit, einen erneuten
Anlauf zu nehmen, um ei-
nen anderen Wahlausgang
zu erzeugen. Ich verstehe
auch nicht, warum das Bre-
xit-Referendum die finale
Entscheidung sein soll. Für
Großbritannien würde es ja
die Möglichkeit geben, ein
neues Referendum abzuhal-
ten. Im Neopopulismus sehe
ich allerdings die Gefahr,
dassdieseBewegungen selbst
den Pluralismus nicht mehr
akzeptieren. Diese Bewe-
gungen beanspruchen, für
das ganze Volk zu sprechen.
InderDemokratiegibtesaber
dasgrundlegendePrinzipdes
Pluralismus.Esmussvonden

politischen Interessengrup-
pen stets anerkannt werden,
dass es auch Gruppen gibt,
die andere Interessen haben.

Ist Populismus dann der
hässliche Bruder der Demokra-
tie?
Breitmeier: Nun, es ist si-
cherlich nicht das, was wir
idealtypisch unter einer mo-
dernen Demokratie verste-
hen. Wir sollten aber auch

nichtdenFehlermachen, die
Populisten so zu verdam-
men wie sie uns verdam-
men.Man sollte immernoch
versuchen, mit Menschen,
die als Wutbürger unterwegs
sind, ins Gespräch zu kom-
men. Es gibt dabei aber auch
Grenzen. Rechtsradikale und
Rassisten verdienen keine
Toleranz und man kann sie
in einer politischen Diskus-
sion selten überzeugen.

Warum bekommen Populis-
ten plötzlich so viel Zulauf?
Breitmeier: Es muss uns als
Deutsche schon verwun-
dern, dass es in Zeiten von
Wohlstand und Vollbe-
schäftigung solch eineWelle
der Unzufriedenheit gibt. Es
liegt wohl auch an einer Auf-
lösung alter Strukturen und
sozialer Bindungen. Die Bin-
dungen an Gewerkschaften,
an Parteien oder an religiöse
Glaubensgemeinschaften
und an andere soziale Grup-
pen werden loser oder lösen
sich sogar auf.
Damit einhergehend ent-
steht ein Vakuum bei vielen
Menschen undGruppen, die
nach neuer politischer und
sozialer Identität suchen.
Organisationen wie Pegida
und AfD bieten diesen Men-
schen, die sich nach einfa-
chen Wahrheiten und Lö-
sungen sehnen, eine neue
politische Heimat. Und sie
bieten vielen auch die Mög-
lichkeit zu Protestwahlver-
halten.

Ist es vielleicht auch eine ein-
fache Sprache – wie sie ja auch
US-Präsident Trump benutzt –,
die gewünscht wird?
Breitmeier: Der politi-
schen Elite und dem „Sys-
tem“ wird von den Bürgern
häufig sehr viel Schuld zu-
gewiesen. Es fehlt aber beim
Bürger manchmal auch die
Anstrengung, die Zusam-
menhänge verstehen zu
wollen.Wir sollten dem Bür-
ger deshalb auch sagen, dass
er eine Verantwortung hat,
sich selbst stärker für diese
Dinge zu interessieren. Es
geht schließlich um sein
Wohl. Wir brauchen gleich-
wohl auch Talente in der Po-
litik, die nicht nur Sprech-
blasen loslassen, sondern es
schaffen, die komplexen
Dinge einfach und verständ-
lich zu erklären. Da ist bei
unserer derzeitigen Elite an
Politikern noch Luft nach
oben.

Wo sehen Sie konkret die
Schwächen der Demokratie?
Breitmeier: Trotz zahlrei-
cher Kontrollmechanismen
ist es auch in modern ent-
wickelten Demokratien
nicht einfach, die Elite zu
kontrollieren. Am deutlichs-
ten wird das im Bereich der
Ökonomie, wo die Gehalts-
und Bonizahlungen für die
Vorstandsmitglieder in ein-
zelnen Konzernen völlig aus
demRuder gelaufen sind.

Was könnte man verändern?
Breitmeier: Ich sehe die

Notwendigkeit, die Formen
demokratischer Teilhabe
auszubauen und gewisse
Verkrustungen aufzubre-
chen. Ichbinauchdafür,dass
sich die Parteien reformieren
und stärker öffnen. Der Frust
mit der aktuellen Parteien-
demokratie ist relativ groß,
weil der Bürger die Auswahl
der Kandidaten zum Beispiel

fürWahlkreise imVorhinein
gar nicht mit beeinflussen
kann. Die Nominierung von
Kandidaten ist mit einer fe-
sten Parteimitgliedschaft
verbunden. Hier müssten
sich die Parteien öffnen und
sich schon bei der Aufstel-
lung dem Wählervotum
stellen. Ich finde es immer
wieder beeindruckend, wel-
che Politisierung bei den
Vorwahlen in den USA pas-
siert. Ich würde auch dafür
plädieren, dass der Bürger bei
Bundestagswahlen selbst be-
stimmen kann, wen er auf ei-
ner Landesliste nach vorn
und nach hinten wählt. Auf
diese Weise würden auch so-
fort viel mehr Frauen in die

Parlamente gewählt. Und es
würden sicher auch die Ge-
nerationen und Berufsgrup-
pen stärker abgebildet wer-
den als bisher. Es gibt viele
Möglichkeiten, das System
zu reformieren. Ich bin zum
Beispiel auch dafür, den
Bundespräsidenten direkt zu
wählen. Wenn es nun mal
unser Staatsoberhaupt ist,
solltenwir auchbei derWahl
des Staatsoberhauptes eine
bundesweite Abstimmung
haben.

Und was kann der Einzelne
tun?
Breitmeier: Das Eigeninte-
resse ist bei den Menschen
inzwischen doch sehr stark
ausgeprägt. Die Einstellung,
sich für das Gemeinwohl zu
engagieren, ist dagegen zu-
rückgegangen.Das sehenwir
nicht nur in der Politik, son-
dern auch in den Vereinen.
Wir müssen vom Bürger
schon erwarten, dass er sich
stärker engagiert.

Dann sollte es also auch we-
niger Politikerschelte geben?
Breitmeier: Ja. Es kann
nicht nur einseitige Schuld-
zuschreibungen an den Po-
litiker geben. Politiker ha-
ben hier in Deutschland ein
ganz schlechtes Image. Oft
verdienen sie das nicht. Es
gibt sehr viele Politiker, die
sich sehr stark engagieren
und ohne die dieses System
auch nicht funktionieren
würde. Ich muss auch sagen,
dass ein Bundestagsabgeord-
neter – wenn man seinen
Einfluss und seine Verant-
wortung berücksichtigt – im
Vergleich zu dem, was Men-
schen in der Wirtschaft be-
kommen, nicht das große
Geld verdient. Alleine die
Vorurteile gegenüber Politi-
kern spiegeln teilweise anti-
demokratische Haltungen
wider. Natürlich gibt es teil-
weise auch eine Art Selbst-
bedienungsmentalität der
Parteien und Politiker. Das
kann man nicht wegdisku-
tieren. Aber da vertraue ich
auf die Presse und die im de-
mokratischen System beste-
henden Institutionen, dass
sie solche Defizite auch im-
mer wieder aufspüren.

Welche Rolle spielt der Lob-
byismus?
Breitmeier: Lobbyismus
bekommen wir in einer plu-
ralen Gesellschaft nicht weg.
Das Problem ist aber, dass
Mitglieder einzelner Lobbys
unterschiedlich starken Zu-
gang zu den Zentren der
Macht haben. Die ökonomi-
schen Eliten haben in der Re-
gel einen schnelleren und
stärkeren Zugang als die Zi-
vilgesellschaft, also etwa
Umwelt- oder Menschen-
rechtsgruppen. Das müsste
sich ändern.

GEWALTENTEILUNG

Die Gewaltenteilung ist
die Verteilung der Staatsge-
walt auf mehrere Staatsor-
gane. Sie gehört zu den Prin-
zipien unserer Demokratie
und ist im Grundgesetz ver-
ankert. Die staatliche Ge-
walt ist in mehrere Gewal-
ten aufgeteilt:
n die legislative, auch ge-
setzgebende Gewalt ge-
nannt
n die exekutive bezie-
hungsweise vollziehende
Gewalt
n die judikative oder Recht
sprechende Gewalt
Die drei Gewalten sollen

sich gegenseitig kontrollie-
ren und somit staatliche
Macht begrenzen. Wenige
Menschen sollen nicht zu viel
entscheiden können.
Der Bundestag ist nach

dem Prinzip der Gewalten-
teilung die gesetzgebende
Gewalt (Legislative) in
Deutschland. Demgegen-
über stehen die Bundesre-
gierung als Exekutive und die
Bundes- und Landesgerichte
als Judikative. Die Gewal-
tenteilung dient auch der Si-
cherung von Freiheit und
Gleichheit. (vn)

Demokratie
leben!

„
Es hat sich eine
Kultur der
Passivität
entwickelt. Man
hat sich in dem
bequemen
demokratischen
Nest eingerichtet.

Das Wahlrecht der Staatsbürger ist eine der tragenden Säulen der Demokratie. Eine hohe Zahl von Nichtwählern gibt aber zu denken. (Foto: dpa)
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versität in Gießen. (Foto: privat)
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